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4 4 . Verordnung: Schuhkennzeichnungsverordnung

4 5 . Verordnung: Änderung der Weinverordnung

4 6 . Sechsundzwanzigste Weltgesundheitsversammlung — Abänderung der Internationalen Gesund-
heitsregelungen (1969)

44. Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 13. De-
zember 1973 über die Kennzeichnung der Be-
schaffenheit von Schuhen (Schuhkennzeich-

nungsverordnung)

Auf Grund des § 32 Abs. 1 des Bundesgesetzes
vom 26. September 1923, BGBl. Nr. 531, gegen
den unlauteren Wettbewerb in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 74/1971 wird ver-
ordnet:

§ 1. (1) Schuhe aller Art, deren Obermaterial
oder Laufsohle aus Leder oder Kunststoff be-
stehen, dürfen nur dann gewerbsmäßig verkauft,
feilgehalten oder sonst in Verkehr gesetzt wer-
den, wenn sie nach den Bestimmungen dieser
Verordnung gekennzeichnet sind.

(2) Abs. 1 gilt nicht für Schuhe,

a) die bereits bestimmungsgemäß gebraucht
worden sind,

b) die für eine bestimmte Person nach Maß
angefertigt worden sind.

§ 2. (1) Zur Kennzeichnung ist ein Begriff zu
verwenden, welcher dem Käufer (Letztverbrau-
cher) die Unterscheidung ermöglicht, ob die im
§ 1 Abs. 1 genannten Schuhteile aus Leder oder
Kunststoff bestehen.

(2) An Stelle oder zusätzlich zu der im Abs. 1
vorgesehenen Kennzeichnung darf für Schuhteile
aus Leder das in der Anlage abgebildete Leder-
symbol verwendet werden.

§ 3. (1) Die Kennzeichnung hat sichtbar, deut-
lich lesbar und unverwischbar zu erfolgen

a) im Bereich der Fersenpartie des Schuhes,
bei Stiefeln oder Pelzschuhen allenfalls auf
der Innenseite des Schaftes oder auf einem
Stoffband am oberen Ende des Schaftes,
oder

b) durch einen am Schuh zu befestigenden
Anhänger aus haltbarem Material (z. B.
fester Karton, Kunststoff, Leder).

(2) Erfolgt keine Kennzeichnung gemäß
Abs. 1 lit. a, so ist der Kennzeichnungspflicht
durch den Erzeuger oder Importeur bei Abgabe
des Schuhes an Wiederverkäufer entsprochen,
wenn der zur Befestigung am Schuh bestimmte
Anhänger spätestens gleichzeitig mit der Liefe-
rung des Schuhes an den Wiederverkäufer diesem
mitgeliefert wird.

(3) Die Kennzeichnung der Beschaffenheit der
Laufsohle ist auch auf der Laufsohle zulässig; dies
gilt jedoch nicht, wenn die Kennzeichnung ge-
mäß Abs. 1 lit. b erfolgt.

§ 4. Die Kennzeichnung ist nur auf einem der
beiden Schuhe eines Paares erforderlich.

§ 5. (1) Für die Richtigkeit und Vollständig-
keit der Kennzeichnungsangaben und für die
Einhaltung der Bestimmung des § 3 Abs. 2 ist
der Erzeuger, bei Importware der Importeur ver-
antwortlich.

(2) Andere als im Abs. 1 genannte Personen,
sofern sie Schuhe gewerbsmäßig verkaufen, feil-
halten oder sonst in Verkehr setzen, sind im
Fall der Kennzeichnung gemäß § 3 Abs. 1 lit. b
dafür verantwortlich, daß die von ihnen ange-
botenen Schuhe mit dem dazugehörigen, vom Er-
zeuger oder Importeur mitgelieferten Anhänger
versehen sind.

§ 6. Diese Verordnung gilt nicht für Schuhe,
die vom Erzeuger oder Importeur vor dem
1. Oktober 1974 unmittelbar an Letztverbrau-
cher oder Wiederverkäufer geliefert werden.

Staribacher
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45 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 21. Dezember
1973, mit der die Weinverordnung geändert

wird

Auf Grund der §§ 6 Abs. 5, 30 Abs. 11, 33
Abs. 6 und 44 Abs. 5 des Weingesetzes 1961,
BGBl. Nr. 187, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 334/1971 und BGBl. Nr. 60/1972
wird, hinsichtlich des § 1 Abs. 1 lit. d dritter Satz
und des § 3 Abs. 1 lit. f im Einvernehmen mit
den Bundesministern für Gesundheit und Um-
weltschutz und für Handel, Gewerbe und In-
dustrie, hinsichtlich des § 7 c und des § 9 Abs. 2
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Gesundheit und Umweltschutz und hinsichtlich
des § 10 im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
ster für Handel, Gewerbe und Industrie, verord-
net:

Artikel I

Die Weinverordnung, BGBl. Nr. 321/1961, in
der Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 253/
1964 und BGBl. Nr. 2/1972 wird geändert wie
folgt:

1. Im Abs. 1 des § 1 hat der dritte Satz der
lit. d zu lauten:

„Bentonit ist technisch rein, wenn er, auf
Trockensubstanz bezogen, einen Sandgehalt
von höchstens 4•0 v. H., in 10%iger Essig-
säure lösliche Substanzen insgesamt höch-
stens 3•0 v. H., davon höchstens
0•50 Gramm Natrium, 60 Milligramm
Eisen, 2 Milligramm sonstige Schwer-
metalle, als Blei berechnet, und 0•4 Milli-
gramm Arsen, je in 100 Gramm enthält."

2. Im Abs. 1 des § 3 hat die lit. f zu entfallen.

3. Im § 7 a hat der erste Halbsatz zu lauten:

„Als Mindestwerte für Wermut, Wermut trocken
(dry) oder Wermutwein, Wermutwein trocken
(dry) werden je Liter festgestellt:"

4. Nach § 7 b ist anzufügen:

„ M i n d e s t w e r t e f ü r n i c h t v e r s e t z t e
W e i n e

§ 7 c. (1) Als Mindestwerte für nicht versetzte
Weine werden, unbeschadet sonstiger Weinbeur-
teilungsgrundlagen, festgestellt an:

a) vorhandenem Alkohol:
8•0 Raumhundertteile, für Weine beson-
derer Reife und Leseart 5 Raumhundert-
teile (§19 Abs. 5 lit. e des Weingesetzes
1961 in der Fassung BGBl. Nr. 334/1971);

b) zuckerfreiem Extrakt (in Gramm je Liter)
unter Bedachtnahme auf den jeweiligen
Alkoholgehalt:

Ist das vorstehend dargestellte Verhältnis
zwischen vorhandenem Alkohol und
zuckerfreiem Extrakt nicht gegeben, so darf
der Wein nur um so viel Gramm je Liter
zuckerfreiem Extrakt weniger enthalten, als
der Gehalt an nicht flüchtiger Säure den
Wert von 6•0 Gramm je Liter unterschrei-
tet;

c) Gesamtsäure (titrierbare Säure), als Wein-
säure berechnet:
4•0 Gramm je Liter;

d) Asche (in Gramm je Liter):

Weißwein
1•30

Rotwein (Schiller-Rosewein)
1•60

(2) Für Weine des Jahrganges 1973 wird der
Mindestwert an Asche bei Weißwein mit l•20 und
bei Rotwein mit 1•50 Gramm je Liter festgelegt."

5. Der bisherige § 9 erhält die Bezeichnung § 9
Abs. 1.

6. Dem § 9 ist als Abs. 2 anzufügen:

„(2) Die Untersuchung von Weinen, für die die
Erteilung der Bewilligung zur Verwendung des
Weingütesiegels beantragt wurde, bleibt der
Höheren Bundeslehr- und Versuchsanstalt für
Wein- und Obstbau in Klosterneuburg vorbehal-
ten. Diese Untersuchungsanstalt kann sich hin-
sichtlich der analytischen Untersuchung von Sie-
gelweinen der Landwirtschaftlich-chemischen
Bundesversuchsanstalt in Wien bedienen."

7. § 10 hat zu lauten:

„ E i n - u n d A u s g a n g s b ü c h e r

§ 10. (1) Wer Wein, Keltertrauben, Trauben-
most, Traubendicksaft oder Obstwein (kurz Er-
zeugnisse) zukauft und zum Verkauf bereithält,
verkauft oder sonst in Verkehr setzt, ist ver-
pflichtet, Ein- und Ausgangsbücher zu führen, die
den in den Beilagen 1 und 2 enthaltenen Mustern
inhaltlich zu entsprechen haben.
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(2) In die Ein- und Ausgangsbücher gemäß
Abs. 1 sind jedenfalls einzutragen:

a) die mit Stichtag 31. Dezember vorhandene
Menge an Erzeugnissen,

b) Name und Anschrift der Personen, von
denen Erzeugnisse erworben oder an die Er-
zeugnisse geliefert wurden,

c) der Tag des Zu- und Abganges sowie Menge
und Herkunft der erworbenen oder abgege-
benen Erzeugnisse und, soweit Wein unter
einer auf Jahrgang, Sorte oder Qualität hin-
weisenden Bezeichnung in Verkehr gesetzt
werden soll, auch diese nähere Bezeichnung,

d) die eigene Produktion an Erzeugnissen so-
wie die Menge des erzeugten Haustrunkes
als Eingang und der Eigenverbrauch sowie
der Schwund als Ausgang.

(3) Buchhaltungsunterlagen, denen die im
Abs. 2 angeführten Angaben zu entnehmen sind,
gelten als Ein- und Ausgangsbücher.

(4) Die Angaben gemäß Abs. 2 sind binnen
40 Tagen nach dem jeweiligen aufzeichnungs-
pflichtigen Vorgang, die eigene Produktion an Er-
zeugnissen und die Menge des erzeugten Haus-
trunkes jedoch, unbeschadet der Eintragung ge-
mäß Abs. 2 lit. a, bis spätestens 30. November
des jeweiligen Erntejahres einzutragen. Die Ein-
tragungen müssen richtig und vollständig sowie
deutlich lesbar und so übersichtlich sein, daß sich
ein sachverständiger Dritter ohne unzumutbaren
Aufwand in den Unterlagen zurechtfindet. Für

den angegebenen Zeitraum, in dem die aufzeich-
nungspflichtigen Vorgänge noch nicht eingetragen
sind, müssen die Belege über diese Vorgänge, in
zeitlicher Folge geordnet, den Ein- und Ausgangs-
büchern angeschlossen sein.

(5) Für die Abgabe von in Flaschen abgefüllten
Erzeugnissen im Detailhandel über die im § 33
Abs. 3 des Weingesetzes angeführte Menge hinaus
sowie für die Abgabe von nicht in Flaschen abge-
füllten Erzeugnissen zum unmittelbaren Genuß
an den Letztverbraucher (wie in Gaststätten und
Buschenschankbetrieben) genügt die Aufzeichnung
der wöchentlich abgegebenen Gesamtmenge.

(6) Die Bücher sind jährlich mit 31. Dezember
abzuschließen und die Endergebnisse der Eintra-
gungen mit dem Lagervorrat zu vergleichen. Die
vorhandenen Bestände sind als Vorrat unter ,Ein-
gang' in die Aufzeichnungsunterlagen für das
nächstfolgende Jahr einzutragen.

(7) Wer Traubendicksaft erzeugt, hat, unbescha-
det der Erfordernisse des Abs. 1, ein Ein- und
Ausgangsbuch zu führen, das inhaltlich den in der
Beilage 3 enthaltenen Mustern zu entsprechen
hat."

Artikel II

Die Bestimmungen des Art. I Z. 7 treten mit
1. September 1974 in Kraft.

Weihs
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(Übersetzung)

SECHSUNDZWANZIGSTE WELT-
GESUNDHEITSVERSAMMLUNG

23. Mai 1973

ZUSATZREGELUNGEN VOM 23. MAI
1973, WELCHE DIE „INTERNATIONALEN
GESUNDHEITSREGELUNGEN (1969)" *), IM
BESONDEREN DEREN ARTIKEL 1, 21,

63—71 UND 92, ABÄNDERN

Die sechsundzwanzigste Weltgesundheitsver-
sammlung,

in Anbetracht der Notwendigkeit, gewisse Be-
stimmungen der Internationalen Gesundheits-
regelungen (1969) abzuändern; und

unter Berücksichtigung der Artikel 2 (k),
21 (a) und 22 der Verfassung der Weltgesund-
heitsorganisation,

beschließt am 23. Mai 1973 nachstehende Zu-
satzregelungen:

ARTIKEL I

TEIL I. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Die Definition des Begriffs „Flughafen" wird
gestrichen und durch nachfolgende Begriffsbe-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 377/1971.

stimmung ersetzt: „bezeichnet einen Flughafen,
der von dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheits-
gebiet er sich befindet, als Ankunfts- oder Ab-
fahrtsflughafen für den internationalen Flugver-
kehr bezeichnet wird und in dem die Formali-
täten hinsichtlich Zoll, Einwanderung, Gesund-
heitskontrolle, Tier- und Pflanzenquarantäne
und ähnliche Formalitäten abgewickelt werden".

TEIL III. GESUNDHEITSORGANISATION

Artikel 21

Absatz 1: Die lit. b und c werden gestrichen.

TEIL V. BESONDERE BESTIMMUNGEN
FÜR DIE EINZELNEN UNTER DIE REGE-
LUNGEN FALLENDEN KRANKHEITEN

Kapitel II. Cholera

Artikel 63: wird gestrichen

Artikel 64: wird zu Artikel 63 und wie folgt
neu gefaßt:

„1. Wenn anläßlich der Ankunft eines Schiffes,
eines Flugzeuges, eines Eisenbahnzuges, eines
Straßenfahrzeuges oder eines anderen Verkehrs-
mittels ein Cholerafall entdeckt wird oder ein
Cholerafall an Bord vorgekommen ist, so
a) kann die Gesundheitsbehörde Verdachtsfälle
unter den Passagieren oder der Besatzung für
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einen Zeitraum von nicht mehr als 5 Tagen, vom
Zeitpunkt der Ausschiffung gerechnet, unter
Beobachtung oder Isolierung stellen, b) ist die
Gesundheitsbehörde verantwortlich für die
Überwachung der Entfernung und sicheren Be-
seitigung von jeglichem Wasser, Nahrungsmit-
teln (ausgenommen als Bestandteil von Ladun-
gen), menschlichen Ausscheidungen, Abwässern
einschließlich des Bilgewassers, Abfällen und allen
Gegenständen die als mit Krankheitskeimen be-
haftet anzusehen sind. Sie ist weiter verantwort-
lich für die Desinfektion der Wasserbehälter und
der Gegenstände, die zum Hantieren mit Lebens-
mitteln dienen.

2. Sind die unter b) zitierten Maßnahmen ein-
mal erfolgt, so soll dem Schiff, dem Luftfahrzeug,
dem Eisenbahnzug, dem Straßenfahrzeug oder
sonstigen Beförderungsmittel freie Fahrt gestat-
tet werden."

Artikel 65 bis einschließlich Artikel 69: sind zu
streichen.

Artikel 70: wird in nachstehender Neufassung
zu Artikel 64:

„Lebensmittel, die sich als Bestandteil einer
Ladung an Bord von Schiffen, Luftfahrzeugen,
Eisenbahnzügen, Straßenfahrzeugen oder an-
deren Transportmitteln befinden, dürfen nur
von den Gesundheitsbehörden des endgültigen
Bestimmungslandes einer bakteriologischen Un-
tersuchung unterzogen werden."

Artikel 71: bleibt unverändert und wird zu
Artikel 65.

TEIL VI. GESUNDHEITSDOKUMENTE

Artikel 92

In Absatz 1. sind die Worte „Anlagen 1, 2, 3
und 4" durch die Worte „Anlagen 1, 2 und 3"
zu ersetzen. Dementsprechend ist die Anlage 2
ersatzlos zu streichen. Die bisherigen Anlagen 3
und 4 werden zu Anlagen 2 und 3.

Absatz 3. wird wie folgt abgeändert:
„3. Internationale Impfzeugnisse sind von
einem praktizierenden Arzt oder von einer von

der nationalen Gesundheitsverwaltung autori-
sierten Person eigenhändig zu unterschreiben;
eine Stampiglie gilt nicht als Ersatz für die Un-
terschrift."

In Absatz 5. sind die Worte „Anlagen 2, 3,
und 4" durch die Worte „Anlagen 2 und 3" zu
ersetzen.

Anlage 2: diese wird entsprechend der Neu-
regelung von Artikel 92 ersatzlos gestrichen. Die
bisherigen Anlagen 3 und 4 werden zu den An-
lagen 2 und 3.

ARTIKEL II

Die gemäß Artikel 22 der Verfassung der
Weltgesundheitsorganisation vorgesehene Frist
für die Ablehnung oder für Vorbehalte beträgt
drei Monate, von dem Tag an gerechnet, an dem
der Generaldirektor die Annahme dieser Zu-
satzregelungen durch die Weltgesundheitsver-
sammlung bekanntgibt.

ARTIKEL III

Diese Zusatzregelungen treten am 1. Jänner
1974 in Kraft.

ARTIKEL IV

Die nachstehenden Schlußbestimmungen der
„Internationalen Gesundheitsregelungen (1969)"
sind auch auf diese Zusatzregelungen anzuwen-
den:

Artikel 100, Absatz 3., Artikel 101, Absatz 1.
und 2. und der erste Satz von Absatz 5. sowie
Artikel 103, wobei das in Absatz 1. dieses Arti-
kels angeführte Datum durch das in Artikel III
dieser Zusatzregelungen genannte Datum zu er-
setzen ist, schließlich die Artikel 104 bis ein-
schließlich 107.

ZU URKUND DESSEN haben wir in Genf
am 24. Mai 1973 gezeichnet.

J. SULIANTI

Präsident der 26. Weltgesundheitsversammlung

M. G. CANDAU

Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation

Kreisky


